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A. Problem und Ziel 

Die landwirtschaftlichen Unternehmen in der ehemaligen Deutschen Demokra- 
tischen Republik waren zum 1. Juli 1990 mit Kreditverbindlichkeiten in Höhe 
von rd. 3,9 Mrd. Euro belastet. Die von der Bundesregierung zur Lösung dieser 
Problematik getroffenen Maßnahmen (Teilentschuldung durch die Treuhand- 
anstalt, Rangrücktrittsvereinbarungen mit den Banken auf der Grundlage von 
§16 Abs. 3 DMBilG) haben dazu geführt, dass sich die landwirtschaftlichen 
Unternehmen in den neuen Ländern erfolgreich umstrukturieren und ihre wirt- 
schaftliche Lage stabilisieren konnten. Das Bundesverfassungsgericht hat in 
seiner Grundsatzentscheidung vom 8. April 1997 die Verfassungsmäßigkeit der 
getroffenen Altschuldenregelungen bestätigt und dem Gesetzgeber eine Beob- 
achtungs- und gegebenenfalls Nachbesserungspflicht hinsichtlich der Zielerrei- 
chung der bilanziellen Entlastung aufgegeben, ln diesem Zusammenhang ist 
deutlich geworden, dass bei Fortführung der bisherigen Regelungen unter Be- 
rücksichtigung steuerlicher Auswirkungen letztlich nur ein Barwert von rd. 7 % 
der Altschulden einschließlich aufgelaufener Zinsen zurückgezahlt wird. 
Gleichzeitig zieht sich die Dauer der Rückzahlungen weit über das Jahr 2020 
hin. Eine lange Rückzahlungsdauer ist daher nicht gleichbedeutend mit einer 
hohen Belastung der betroffenen Unternehmen. Eine zügige Schuldentilgung 
lässt sich nur erreichen, wenn und soweit die Schulden von den Unternehmen 
auch im Rahmen ihrer Möglichkeiten abgetragen werden. 

Ziel des Gesetzes ist die beschleunigte Ablösung der Altschulden landwirt- 
schaftlicher Unternehmen entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit. Hierzu sollen die bestehenden Regelungen zur Bedienung der Altschulden 
angepasst und ein einheitliches Ablöseverfahren festgelegt werden. Zur Ver- 
meidung von Mitnahmeeffekten und aus Gerechtigkeitsgesichtspunkten soll die 
Höhe des Ablösesatzes untemehmensindividuell festgesetzt werden. Damit soll 
erreicht werden, dass grundsätzlich jedes betroffene Unternehmen - unabhän- 
gig von der Höhe seiner Altschulden - die Chance erhält, seine Altschulden ab- 
zulösen. 
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B. Lösung 

Erlass des vorliegenden Gesetzes mit folgenden Eckpunkten: 

- Anpassung der Rückzahlungsbedingungen für landwirtschaftliche Altschul- 
den mit dem Ziel einer beschleunigten Rückzahlung, 

- Angebot an die landwirtschaftlichen Unternehmen, die mit den Banken ab- 
geschlossenen Verträge über die nachrangige Bedienung der Altschulden 
(Rangrücktrittsvereinbarungen) gegen Zahlung eines angemessenen Ablöse- 
betrages zu beenden. 


C. Alternative 

Bei einem einheitlichen Ablösesatz für alle Unternehmen bestünde von vorn- 
herein ein Konflikt zwischen geringer Teilnahme (bei einem hohen Satz) und 
hohen Mitnahmeeffekten (bei einem niedrigen Satz). 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Aufgrund der Anpassung der Rückzahlungsbedingungen und dem Angebot 
einer vorzeitigen Ablösung der Altschulden wird im Finanzplanungszeitraum 
bis 2006 für den seit 1999 im Bundeshaushalt integrierten Erblastentilgungs- 
fonds mit zusätzlichen Einnahmen in Höhe von rd. 600 Mio. Euro für den Fall 
gerechnet, dass alle Unternehmen die Altschulden ablösen. 

Da sowohl die Tilgungs- als auch die Zinszahlungen steuerlich als Betriebsaus- 
gaben abzugsfähig sind, ergeben sich in diesem Fall als Nettoeffekt für die 
öffentliche Hand zusätzliche Einnahmen im Finanzplanungszeitraum bis 2006 
in Höhe von rd. 370 Mio. Euro. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Verschärfung der Rückzahlungsbedingungen entstehen keine zusätz- 
lichen Personal- oder Sachkosten für die Haushalte von Bund, Ländern und Ge- 
meinden. Die Durchführung der Ablöseregelung wird beim Bund zu zusätz- 
lichen Kosten im unteren einstelligen Millionenbereich durch die Beauftragung 
einer Stelle nach § 9 führen. 


E. Sonstige Kosten 

a) Durch die Verschärfung der Rückzahlungsbedingungen erhöht sich für die 
betroffenen landwirtschaftlichen und vor- und nachgelagerten Unternehmen 
unter Berücksichtigung ersparter Steuern der Barwert der jährlichen Abfüh- 
rungen um rd. 200 bis 250 Mio. Euro. Die Teilnahme an der Ablöseregelung 
ist freiwillig. 

b) Es ist mit keinen Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau zu rechnen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 3 - Oktober 2003 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Regelungen über Altschulden 
landwirtschaftlicher Unternehmen (Landwirtschafts- Altschuldengesetz - 
LwAltschG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 791. Sitzung am 26. September 2003 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Regelungen über Altschulden 
landwirtschaftlicher Unternehmen 
(Landwirtschafts-Altschuldengesetz - LwAltschG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Teill 

Allgemeine Grnndsätze 

§ 1 

Altschulden, Kreditnehmer 

(1) Als Altschulden landwirtschaftlicher Unternehmen 
(landwirtschaftliche Altschulden) im Sinne dieses Gesetzes 
gelten diejenigen Kredite, 

1. die landwirtschaftliche Unternehmen oder mit diesen 
verbundene vor- und nachgelagerte Unternehmen oder 
Molkereigenossenschaften vor dem 1. Juli 1990 von der 
Genossenschaftsbank Berlin beziehungsweise deren 
Rechtsvorgängerin, der Bank für Landwirtschaft und 
Nahrungsgüterwirtschaft, erhalten haben, und 

2. über die am [einsetzen: Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes] noch bestandskräftige Rangrücktrittsvereinba- 
rungen bestehen, die auf der Grundlage - oder in ent- 
sprechender, mit dem Bundesministerium der Finanzen 
abgestimmter Anwendung - der „Arbeitsanweisung des 
Bundesministers der Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten für Maßnahmen zur bilanziellen Entlastung von 
landwirtschaftlichen Unternehmen in der geänderten 
Fassung vom 15. Juni 1993“ abgeschlossen wurden. 

Die landwirtschaftlichen Altschulden umfassen auch 
aufgelaufene und noch auflaufende Zinsen. 

(2) Als Kreditnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten die 
Schuldner der in Absatz 1 bezeichneten landwirtschaftli- 
chen Altschulden und die Unternehmen, die durch geson- 
derte Verträge in die Rangrücktrittsvereinbarungen der 
Schuldner einbezogen sind. 

Teil 2 

Änderung von Vertragsinhalten 
bei Rangrücktrittsvereinbarungen über 
landwirtschaftliche Altschulden 

§2 

Änderung der Bemessungsgrundlage für Zahlungen 
auf landwirtsehaftliehe Altschulden 

(1) Bemessungsgrundlage für die von den Kreditnehmern 
auf landwirtschaftliche Altschulden zu leistenden Zahlun- 
gen aus dem Jahresüberschuss ist der ohne Berücksichtigung 
von Bewertungswahlrechten und Zahlungsverpflichtungen 
auf Grund von Rangrücktrittsvereinbarungen ermittelte Ge- 
winn im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Einkommensteuer- 


gesetzes zuzüglich der für das Geschäftsjahr als Betriebsaus- 
gabe verrechneten Gewerbesteuer (Gewerbesteuervoraus- 
zahlung und Gewerbesteuerrückstellung). Bewertungs Wahl- 
rechte im Sinne des Satzes 1 sind insbesondere: 

1. der Ansatz des niedrigeren Teilwerts nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 2 und Nr. 2 Satz 2 Einkommensteuergesetz; 

2. die Bewertung von Verbindlichkeiten nach § 6 Abs. 1 
Nr. 3 Satz 1 in Verbindung mit Nummer 2 Satz 2 Ein- 
kommensteuergesetz; 

3. die Übertragung stiller Reserven bei der Veräußerung 
bestimmter Anlagegüter (§§ 6b und 6c Einkommensteu- 
ergesetz); 

4. Absetzungen für Abnutzung nach Maßgabe der Leistung 
im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 5 des Einkommensteuerge- 
setzes für nach dem [einsetzen: Tag der Verkündung die- 
ses Gesetzes] angeschaffte oder eingelegte bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, soweit diese die 
nach § 7 Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 Einkommensteuergesetz 
vorgeschriebenen Absetzungen für Abnutzung in glei- 
chen Jahresbeträgen übersteigen; 

5. Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirt- 
schaftliche Abnutzung im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 6 des 
Einkommensteuergesetzes für nach dem [einsetzen: Tag 
der Verkündung dieses Gesetzes] angeschaffte oder ein- 
gelegte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö- 
gens, soweit diese die nach § 7 Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 
Einkommensteuergesetz vorgeschriebenen Absetzungen 
für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen übersteigen; 

6. Absetzungen für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen 
nach § 7 Abs. 2 Einkommensteuergesetz, soweit diese 
die nach § 7 Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 Einkommensteuer- 
gesetz vorgeschriebenen Absetzungen für Abnutzung in 
gleichen Jahresbeträgen übersteigen; 

7. Absetzungen für Abnutzung für Gebäude nach § 7 
Abs. 5 Einkommensteuergesetz, soweit diese die nach 
§ 7 Abs. 4 Einkommensteuergesetz vorgesehenen Abset- 
zungen für Abnutzung übersteigen; 

8. Absetzungen für Substanzverringerung nach § 7 Abs. 6 
Einkommensteuergesetz, soweit diese die nach § 7 
Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 Einkommensteuergesetz vor- 
geschriebenen Absetzungen für Abnutzung in gleichen 
Jahresbeträgen übersteigen; 

9. Sonderabschreibungen und Ansparabschreibungen zur 
Förderung kleiner und mittlerer Betriebe nach § 7g Ein- 
kommensteuergesetz. 

Vor dem [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Ge- 
setzes] vorgenommene Teilwertabschreibungen gemäß 
Nummer 1 und Zuschreibungen gemäß Nummer 2 kön- 
nen weiterhin berücksichtigt werden, sofern sie steuer- 
lich weiterhin anerkannt werden. 
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(2) Die Bemessungsgrundlage nach Absatz 1 erhöht sich 
um den positiven Differenzbetrag zwischen der vertraglich 
vereinbarten Pacht des Kreditnehmers an die Grundstücks- 
eigentümer und der ortsüblichen Vergleichspacht, soweit die 
Grundstückseigentümer an dem Kreditnehmer mit mehr als 
5 Prozent unmittelbar oder mittelbar gesehschaftsrechthch 
beteiligt sind. 

(3) Die Bemessungsgrundlage nach den Absätzen 1 und 2 
erhöht sich um den positiven Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Teilwert und dem Buchwert von immateriellen Wirt- 
schaftsgütem, die kein Geschäfts- oder Firmenwert sind, so- 
wie von Tierbeständen. Der positive Unterschiedsbetrag ist 
dabei gleichmäßig auf die ersten zwei nach dem [einsetzen: 
Tag der Verkündung dieses Gesetzes] beginnenden Ge- 
schäftsjahr zu verteilen. Werden bei einer späteren Veräuße- 
rung der immateriellen Wirtschaftsgüter oder Tierbestände 
stille Reserven realisiert, bleiben diese im Veräußerungsjahr 
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage gemäß Absatz 1 
unberücksichtigt, soweit sie bereits nach Satz 1 zu einer Er- 
höhung der Bemessungsgrundlage geführt haben. 

§3 

Erhöhung des Abführungssatzes 

(1) Zahlungen auf landwirtschaftliche Altschulden sind je- 
weils jährlich in Höhe von 65 Prozent der gemäß § 2 für das 
jeweilige Geschäftsjahr ermittelten Bemessungsgrundlage zu 
leisten, höchstens jedoch in Höhe des für das jeweilige Ge- 
schäftsjahr ermittelten Jahresüberschusses im Sinne des § 275 
des Handelsgesetzbuchs zuzüglich der als Aufwand verrech- 
neten Zahlungsverpflichtungen auf Grund von Rangrück- 
trittsvereinbarungen über landwirtschaftliche Altschulden. 

(2) Unterschreitet die Zahlung des Kreditnehmers auf 
landwirtschaftliche Altschulden die Zahlungsverpflichtung 
gemäß Absatz 1 erster Halbsatz, erhöht sich die Zahlungs- 
verpflichtung gemäß Absatz 1 erster Halbsatz des Folgejah- 
res um diesen Unterschiedsbetrag, höchstens jedoch bis zur 
Erreichung des für das jeweilige Geschäftsjahr gemäß Ab- 
satz 1 zweiter Halbsatz ermittelten Höchstbetrages. 


§4 

Veräußerung nicht betriebsnotwendiger Vermögens- 
nnd Betriebsteile 


(1) Die Kreditnehmer sind verpflichtet, in der Anlage 2 der 
Rangrücktrittsvereinbarung enthaltene nicht betriebsnotwen- 
dige Vermögens- und Betriebsteile ungeachtet der Zahlung 
vertraglich vereinbarter Ersatzleistungen innerhalb von zwei 
Jahren nach dem [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Ge- 
setzes] mindestens zum aktuellen Verkehrswert zu veräußern. 
Die hierbei erzielten Veräußerungserlöse sind nach Abzug 
von Fremdkosten und bereits gezahlten Ersatzleistungen am 
Ende des jeweiligen Geschäftsjahres an die Gläubigerbank 
zur Bedienung der landwirtschaftlichen Altschulden abzufüh- 
ren. Werden bei der Veräußerung der nicht betriebsnotwendi- 
gen Vermögens- und Betriebsteile stille Reserven realisiert, 
bleiben diese im Veräußerungsjahr bei der Ermittlung der Be- 
messungsgrundlage gemäß § 2 Abs. 1 imd bei dem Höchst- 
betrag gemäß § 3 Abs. 1 zweiter Halbsatz unberücksichtigt. 
Der Kreditnehmer hat die Gläubigerbank am Ende des jewei- 
ligen Geschäftsjahres über Bemühungen zur Veräußerung der 
in der Anlage 2 der Rangrücktrittsvereinbarung aufgeführten 
Güter ausführlich zu unterrichten. 


(2) Kommt der Kreditnehmer der Verpflichtung nach Ab- 
satz 1 Satz 1 nicht nach, entfallen mit Ablauf der Frist ge- 
mäß Absatz 1 die Wirkungen des Rangrücktritts in Höhe 
des aktuellen Verkehrswertes abzüglich bereits gezahlter Er- 
satzleistungen. 

(3) Der aktuelle Verkehrswert nach Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 ist auf Verlangen der Gläubigerbank vom Kredit- 
nehmer durch ein unabhängiges Sachverständigengutachten 
nachzuweisen. Die Kosten hierfür trägt der Kreditnehmer. 

§5 

Überprüfung der Sanierungsabsieht 

(1) Bei hinreichend begründeten Zweifeln der Gläubiger- 
bank an der tatsächlichen Sanierungsabsicht des Kreditneh- 
mers ist die Gläubigerbank berechtigt, vom Kreditnehmer 
die Vorlage eines durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder einen gesetzlichen 
Prüfungsverband bestätigten aktuellen Sanierungs- und Ent- 
wicklungsplanes zu verlangen. Der Wirtschaftsprüfer darf 
nicht zugleich Abschlussprüfer sein. Bei Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften und Prüfungsverbänden muss eine 
Funktionstrennung zwischen Abschlussprüfung und Prüfung 
des Sanierungs- und Entwicklungsplanes sichergestellt sein. 

(2) Kommt der Kreditnehmer der Aufforderung der 
Gläubigerbank nach Absatz 1 Satz 1 nicht binnen sechs Mo- 
naten nach oder sind die vorgelegten Unterlagen nicht ge- 
eignet, ernsthafte Zweifel an der Sanierungsabsicht des Kre- 
ditnehmers zu beseitigen, ist die Gläubigerbank berechtigt, 
die Rangrücktrittsvereinbarung mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen. 


§6 

Gesetzliche Änderung der Rangrücktritts- 
vereinbarungen 

Mit dem [einsetzen: Tag nach der Verkündung dieses Geset- 
zes] werden die in den §§ 2 bis 5 enthaltenen Regelungen 
Bestandteil der zwischen den Kreditnehmern und den Gläu- 
bigerbanken geschlossenen Rangrücktrittsvereinbarungen 
und ersetzen entgegenstehende Regelungen. 


Teil 3 

Vorzeitige Ablösung der landwirtschaftlichen 
Altschulden 

§7 

Ablöseregelung 

Die landwirtschaftlichen Altschulden können auf Antrag 
durch einmalige Zahlung eines für jeden Kreditnehmer ge- 
sondert bestimmten Betrages abgelöst werden (Ablöserege- 
lung). Der zu zahlende Ablösebetrag orientiert sich an der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Kreditnehmers. 
Diese bemisst sich nach der Ertragslage, den Vermögens- 
verhältnissen und der Liquidität. Der Ablösebetrag soll dem 
Barwert der künftigen Zahlungen auf die Rangrücktritts- 
vereinbarungen entsprechen. Satz 1 gilt nicht für Kreditneh- 
mer, die zum Zeitpunkt der Antragstellung die Liquidation 
beschlossen oder die Gesamtvollstreckung oder Insolvenz 
angemeldet haben. 
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§8 

Antragsfristen, Antragsunterlagen 

(1) Eine vorzeitige Ablösung der landwirtschaftlichen 
Altschulden kann nur erfolgen, wenn innerhalb von neun 
Monaten nach dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung ge- 
mäß § 9 Abs. 4 ein Antrag bei der Gläubigerbank gestellt 
wird. Mit dem Antrag hat der Kreditnehmer ein genau be- 
ziffertes Ablöseangebot zu unterbreiten, das § 7 Satz 2 bis 4 
angemessen Rechnung trägt. 

(2) Zur Prüfung des vom Kreditnehmer unterbreiteten 
Ablöseangebotes sind dem Antrag insbesondere folgende, 
von einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft oder einem gesetzlichen Prüfungsverband 
testierte Unterlagen beizufügen: 

1 . die letzten drei Jahresabschlüsse einschließlich der Prü- 
fungsberichte (gegebenenfalls die Konzemabschlüsse 
und Einzelabschlüsse der Beteiligungsgesellschaften); 

2. eine Beurteilung der voraussichtlichen Ertragsentwick- 
lung der nächsten fünf Jahre; 

3. ein Investitionsplan; 

4. eine Übersicht zur aktuellen Finanz- und Liquiditätslage; 

5. eine Übersicht über sämtliche Vermögenswerte, die 
einen durch die Rechtsverordnung gemäß § 9 Abs. 4 
noch festzulegenden Einzelwert übersteigen, aufgeteilt 
nach betriebsnotwendigen und nicht betriebsnotwendi- 
gen Vermögenswerten; bei nicht betriebsnotwendigen 
Vermögenswerten ist zusätzlich der geschätzte aktuelle 
Verkehrswert anzugeben; 

6. eine Einzelaufstellung zum Wertansatz sämtlicher Anla- 
gegüter in der D-Markeröffnungsbilanz, soweit deren 
Buchwert einen durch die Rechtsverordnung gemäß § 9 
Abs. 4 noch festzulegenden Betrag übersteigt; 

7. eine Auflistung aller seit dem 1. Juli 1990 erfolgten Ver- 
äußerungen von Anlagegütem, soweit der Veräuße- 
rungserlös einen durch die Rechtsverordnung gemäß § 9 
Abs. 4 noch festzulegenden Betrag übersteigt, mit Anga- 
ben darüber, ob eine Wiederbeschaffung erfolgt ist; 

8. soweit in der Anlage 2 der Rangrücktrittsvereinbarung 
enthaltene nicht betriebsnotwendige Vermögens- und 
Betriebsteile noch nicht veräußert wurden, ist dem An- 
trag ein unabhängiges Sachverständigengutachten zum 
aktuellen Verkehrswert dieser Vermögens- und Betriebs- 
teile beizufügen. 

§9 

Entscheidungen, Verordnungsermächtigung 

(1) Die Gläubigerbank entscheidet über Anträge auf Ab- 
lösung der landwirtschaftlichen Altschulden im Zusammen- 
wirken mit einer vom Bundesministerium der Finanzen im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Landwirtschaft beauftragten Stelle 
(beauftragte Stelle). 

(2) Ergibt die Prüfung des Ablöseangebotes nach § 8 
Abs. 1 Satz 2, dass dieses nicht angemessen ist und legt der 
Kreditnehmer nicht innerhalb einer von der Gläubigerbank 
zu bestimmenden Frist ein angemessenes Angebot vor, 
schlägt die Gläubigerbank im Zusammenwirken mit der 


beauftragten Stelle einen Ablösebetrag vor, der § 7 Satz 2 
bis 4 Rechnung trägt. In diesem Fall entscheidet der Kredit- 
nehmer innerhalb eines Monats nach Zugang des so ermit- 
telten Angebotes, ob er dem Vorschlag zustimmt. 

(3) Die Auflösung der Rangrücktrittsvereinbarung und 
die Zahlung des Ablösebetrages erfolgen auf der Grundlage 
eines zwischen Gläubigerbank und Kreditnehmer zu schlie- 
ßenden zivilrechtlichen Vertrages. 

(4) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft durch 
Rechtsverordnung Ausführungsbestimmungen 

1 . zu den gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 nicht zu berücksichti- 
genden Bewertungswahlrechten nach § 2 Abs. 1 Satz 2, 

2. über Umfang und Einzelheiten der nach § 8 Abs. 2 vor- 
zulegenden Unterlagen sowie 

3. zur Ermittlung des Ablösebetrages gemäß Absatz 2 und 
§ 7 Satz 2 bis 4 

zu erlassen. 

§ 10 

Vermögensauseinandersetzung 

(1) Der den Ablösebetrag nach § 7 übersteigende Teil der 
landwirtschaftlichen Altschulden steht für die Vermögen- 
sauseinandersetzung in der Landwirtschaftlichen Produk- 
tionsgenossenschaft, aus der der Kreditnehmer hervorge- 
gangen ist, nicht zur Verfügung. 

(2) Der den Ablösebetrag nach § 7 übersteigende Teil der 
landwirtschaftlichen Altschulden verbleibt in einer Rück- 
lage, die nur zum Ausgleich von Verlusten oder zur Kapital- 
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln verwendet werden darf. 

Teil 4 

Schlussvorschriften 

§ 11 

Auskunftspflicht 

Die Kreditnehmer sind verpflichtet, der Gläubigerbank 
und der beauftragten Stelle auf Verlangen Auskunft über 
alle für die Beurteilung der Fähigkeit zur Ablösung der 
landwirtschaftlichen Altschulden gemäß Teil 3 maßgebli- 
chen Umstände zu erteilen und Einsicht in ihre Unterlagen 
und in ihren Betrieb zu gewähren. 

§ 12 

Form Vorschriften, Änderung der Bemessungsgrundlage 

(1) Für die Berechnungen der Bemessungsgrundlage 
nach § 2 sind die Regelungen über die Führung von 
Büchern und Aufzeichnungen nach §§140 ff. Abgaben- 
ordnung sinngemäß anzuwenden. 

(2) Änderungen, die sich insbesondere auf Grund einer 
Außenprüfung im Sinne der §§193 ff Abgabenordnung er- 
geben, sind bei der Berechnung der Bemessungsgrundlage 
jeweils in dem Jahr, für das sich eine Änderung beziehungs- 
weise Änderungen ergeben, und auch in den Fällen zu be- 
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rücksichtigen, in denen sie keine Auswirkungen auf die Be- 
rechnung des Gewinns nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Einkommen- 
steuergesetz haben sollten. 

§ 13 

Inkrafttreten, erstmalige Anwendung 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Die Vorschriften der §§ 2, 3 und 12 sind erstmals auf 
das erste Geschäftsjahr anzuwenden, das nach dem ... [ein- 
setzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] beginnt. Bei 
Kreditnehmern, die einen Antrag nach § 8 Abs. 1 stellen, 
werden die Vorschriften der §§ 2, 3 und 12 zunächst auch 


im darauf folgenden Geschäftsjahr nicht angewandt. 
Kommt es zur Auflösung der Rangrücktrittsvereinbarung 
gemäß § 9 Abs. 3, wird auf die Anwendung der §§ 2, 3 und 
12 für dieses Geschäftsjahr endgültig verzichtet. Kommt es 
nicht zur Auflösung gemäß § 9 Abs. 3, ist für dieses Ge- 
schäftsjahr die zusätzliche Abführung aus der Anwendung 
der Vorschriften nach §§ 2, 3 und 12 nach Scheitern des Ab- 
löseverfahrens nachzuzahlen. 

(3) Soweit die Vorschriften der §§ 2, 3 und 12 gemäß Ab- 
satz 2 erst für spätere Geschäftsjahre anzuwenden sind, sind 
in der Zwischenzeit abweichend von § 6 die bisherigen 
vertraglichen Regelungen der Rangrücktrittsvereinbarung 
weiter anzuwenden. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 15/1662 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzes ist die beschleunigte Ablösung der Alt- 
schulden landwirtschaftlicher Unternehmen entsprechend 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Hierzu sollen die 
bestehenden Regelungen zur Bedienung der Altschulden 
angepasst und ein einheitliches Ablöseverfahren festgelegt 
werden. 

Mehr als zehn Jahre nach Beginn der strukturellen Anpas- 
sung der landwirtschaftlichen Betriebe in den neuen Län- 
dern an die neuen Marktbedingungen haben sich die meis- 
ten Betriebe wirtschaftlich stabilisiert. Auch vor dem Hin- 
tergrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 
8. April 1997 zu den landwirtschaftlichen Altschulden 
(BVerfGE 95, 267 [314 f]) ist es angezeigt, die Subventi- 
onsintensität der seinerzeit getroffenen Hilfsmaßnahmen an 
den tatsächlichen Bedarf anzupassen und zugleich den Un- 
ternehmen die Möglichkeit zu bieten, die Altschulden zu 
angemessenen Konditionen abzulösen. 

2. Ausgangslage 

Die landwirtschaftlichen Unternehmen in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik waren zum 1 . Juli 
1990 mit Kreditverbindlichkeiten in Höhe von rd. 3,9 Mrd. 
Euro belastet (sog. Altschulden). Um die im Zuge der An- 
passung an marktwirtschaftliche Verhältnisse erforderlichen 
Umstrukturierungsprozesse zu unterstützen bzw. überhaupt 
erst zu ermöglichen, hat die Bundesregierung sanierungs- 
fähige Unternehmen mit Altschulden mit zwei Maßnahmen 
zur Altschuldenregelung unterstützt: 

Zum einen übernahm die Treuhandanstalt auf der Grund- 
lage von Artikel 25 Abs. 3 des Einigungsvertrages Altschul- 
den in Höhe von rd. 0,7 Mrd. Euro. Zum anderen wurden 
unter der Voraussetzung, dass das Unternehmen ohne einen 
Rangrücktritt überschuldet oder der Fortbestand des Unter- 
nehmens ohne einen Rangrücktritt nicht gesichert gewesen 
wäre und den Unternehmen durch die zuständigen Behör- 
den der Länder die Sanierungsfähigkeit bestätigt wurde, auf 
Grundlage der „Arbeitsanweisung des Bundesministers der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten für Maßnahmen zur 
bilanziellen Entlastung von landwirtschaftlichen Unterneh- 
men“ Altschulden in Höhe von rd. 2 Mrd. Euro durch zivil- 
rechtliche Rangrücktrittsvereinbarungen (RRV) zwischen 
den altkreditführenden Banken und den landwirtschaftli- 
chen Unternehmen gemäß § 16 Abs. 3 DMBilG bilanziell 
entlastet. Für die LPG-Nachfolgeuntemehmen hatte der Ab- 
schluss einer RRV zur Folge, dass die Altschulden nicht 
mehr in die D-Mark-Eröffnungsbilanz aufzunehmen waren. 
Hierdurch wurde eine ansonsten drohende bilanzielle Über- 
schuldung dieser Unternehmen als Folge bestehender Alt- 
schulden vermieden und die Eigenkapitalausstattung ent- 
sprechend verbessert. Die RRV sehen eine Bedienung der 
Altschulden zu äußerst günstigen Konditionen vor. Bei der 
Bemessung der Rückzahlungsverpflichtung wird die wirt- 
schaftliche Situation der Unternehmen berücksichtigt. Die 


bilanziell entlasteten Altschulden müssen im Fall der Ge- 
winnerzielung lediglich in Höhe von 20 % des handels- 
rechtlichen Jahresüberschusses bedient werden. Den Unter- 
nehmen verbleiben somit 80 % des Gewinns für Eigenkapi- 
talbildung oder Ausschüttungen an Gesellschafter. Bei Ver- 
lusten muss insoweit kein Altschuldenkapitaldienst erbracht 
werden. Allerdings sind die Unternehmen verpflichtet, sich 
in Anlehnung an Artikel 25 Abs. 3 des Einigungsvertrages 
durch Veräußerung nicht betriebsnotwendiger Vermögens- 
und Betriebsteile selbst zu entschulden. 

Die Höhe der Kapitaldienstverpflichtung und die Rückzah- 
lungsdauer sind damit nicht von vornherein festgelegt. Zins- 
und Tilgungszahlungen sind zudem als Betriebsausgaben 
steuerlich abzugsfähig. Für die Verzinsung der Altschulden 
kommt nicht der in diesen Fällen marktübliche Zinssatz, 
sondern der von den Banken untereinander für mittelfristige 
Kredite berechnete niedrigere 3-Monats-EURIBOR zur An- 
wendung. Abweichend von gewöhnlichen Kreditverträgen 
werden darüber hinaus Zinseszinsen nicht erhoben und 
sämtliche Zahlungen der Unternehmen auf vom Rangrück- 
tritt erfasste Altschulden in einen Zins- und einen Tilgungs- 
anteil aufgegliedert. Mit jeder Zahlung wird somit der Alt- 
kredit - und damit die Bemessungsgrundlage für die Zins- 
berechnung - anteilig vermindert. Üblicherweise werden 
dagegen Zahlungen zunächst mit Kosten und Zinsen ver- 
rechnet und erst ein danach gegebenenfalls noch verbleiben- 
der Rest zur Tilgung eingesetzt. 

Für die Gläubigerbanken hatte der Abschluss von RRV ge- 
mäß § 13 Abs. 4 DMBilG zur Folge, dass die im Rang zu- 
rückgetretenen Forderungen gegenüber den LPG-Nachfol- 
geunternehmen ebenfalls nicht in der D-Mark-Eröffnungs- 
bilanz angesetzt werden durften. Im Gegenzug für den 
Nicht-Ansatz dieser Forderungen wurden den Banken ver- 
zinsliche Ausgleichsforderungen gegen den Ausgleichs- 
fonds Währungsumstellung (AFW) zugeteilt. Hierdurch 
wurden die Banken im Ergebnis so gestellt, als hätten die 
LPG-Nachfolgeunternehmen die im Rang zurückgetretenen 
Altschulden bereits zurückgezahlt. Um eine Doppelbegüns- 
tigung der Banken auszuschließen, müssen die Banken 
sämtliche Zins- und Tilgungszahlungen, die sie bis Ende 
2029 von landwirtschaftlichen Unternehmen erhalten, an 
den AFW abführen (§ 43 a DMBilG). Der AFW hat diese 
Leistungen an den Erblastentilgungsfonds (ELF) abzufüh- 
ren, der sie wiederum - soweit sie nicht für Abwicklungs- 
kosten der Außenhandelsbetriebe zu verwenden sind - an 
den Bundeshaushalt weiterzuleiten hat (§ 6 Abs. 2 ELFG). 
Alle Zahlungen der landwirtschaftlichen Altkreditschuldner 
führen somit zu einer mittelbaren Entlastung des Bundes- 
haushalts. Eine zügige Tilgung der landwirtschaftlichen Alt- 
schulden hegt damit insbesondere auch im Interesse der All- 
gemeinheit bzw. des Steuerzahlers. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Grundsatzent- 
scheidung vom 8. April 1997 (BVerfGE 95, 267 [314 f]) 
die Verfassungsmäßigkeit der getroffenen Altschuldenrege- 
lungen bestätigt. Es hat dem Gesetzgeber zugleich aber 
auch eine Beobachtungs- und gegebenenfalls Nachbesse- 
rungspfhcht hinsichtlich der Zielerreichung der bilanziellen 
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Entlastung aufgegeben. Der Gesetzgeber hat danach zu- 
nächst zu beobachten, ob die bilanzielle Entlastung einen 
ausreichenden Entlastungseffekt für die betroffenen Unter- 
nehmen hat, d. h. ob eine Altschuldentilgung innerhalb 
einer Zeitspanne von rd. 20 Jahren von der Mehrzahl der 
Unternehmen bei ordentlicher Wirtschaftsführung erreicht 
werden kann. Hierfür hat das Bundesverfassungsgericht 
dem Gesetzgeber eine Beobachtungsspanne von zehn Jah- 
ren ab Herstellung der deutschen Einheit und Einführung 
der bilanziellen Entlastung zugebilligt. Nach Ablauf dieser 
Frist muss eine Überprüfung stattfmden, ob das angestrebte 
Ziel der Schuldentilgung in der Mehrzahl der Fälle in weite- 
ren zehn Jahren erreicht werden kann. 

Zur Erfüllung dieser vom Bundesverfassungsgericht festge- 
legten Kontrollpflicht hat die Bundesregierung 1998 eine 
wissenschaftliche Untersuchung zu den betriebswirtschaftli- 
chen Wirkungen, die von den Altschulden einerseits und der 
Altschuldenregelung andererseits ausgehen, in Auftrag ge- 
geben. Hinsichtlich der voraussichtlichen Rückzahlungs- 
dauer ist diese Untersuchung zu dem Ergebnis gekommen, 
dass nur knapp 5 % der Unternehmen ihre Altschulden bis 
zum Jahr 2010 vollständig zurückzahlen werden. Insgesamt 
wird die durchschnittliche Altschuldenhöhe der Unterneh- 
men bis zu diesem Zeitpunkt deutlich ansteigen. Hieraus 
kann auch aus Sicht der Gutachter aber nicht der Schluss ge- 
zogen werden, dass die Altschuldenregelung zu Gunsten der 
LPG-Nachfolgebetriebe nachgebessert werden muss. Ursa- 
che für die geringen Zahlungen bis 2010 sind vielmehr die 
außerordentlich günstigen Rückzahlungsbedingungen der 
Altschuldenregelung. Bei rationaler Untemehmensführung 
ist daher eine Rückzahlungsstrategie zu erwarten, die sich 
nicht an der Rückzahlungsfähigkeit orientiert, sondern da- 
ran, die zinsgünstigen Mittel, die die Altschulden darstellen, 
bezüglich Höhe und Laufzeit soweit wie möglich auszu- 
schöpfen und lediglich die nicht vermeidbaren Zahlungen 
zu leisten. Dass ein hoher Altschuldenstand bzw. ein sehr 
langer Rückzahlungszeitraum nicht zwingend mit einer ge- 
ringen Entlastung verbunden ist, lässt sich auch durch den 
Vergleich mit einem (ehemals zum Instrumentarium der 
Investitionsförderung gehörenden) Agrarkredit mit zwei- 
prozentiger Tilgungsverpflichtung verdeutlichen. Niemand 
wird den durch die geringe Tilgungsrate ermöglichten 50- 
jährigen Rückzahlungszeitraum als Nachteil interpretieren, 
obwohl auch dort die Tilgungsdauer regelmäßig die Nut- 
zungsdauer der kreditfinanzierten Aktiva überschreitet. 

Die im Rahmen der Altschuldenuntersuchung vorgenom- 
mene Gegenüberstellung der altschuldenbedingten Vorteile 
(Teilentschuldung durch die Treuhandanstalt, Zahlungser- 
leichterungen aufgrund der RRV, Abfindungserspamisse im 
Rahmen der Vermögensauseinandersetzung) und Nachteile 
(in der Regel eingeschränkte Werthaltigkeit der altkreditfi- 
nanzierten Vermögensgegenstände) hat zu dem Ergebnis ge- 
führt, dass die bestehende Altschuldenregelung in der gro- 
ßen Mehrzahl der Fälle zu einer deutlichen Überkompensa- 
tion der altschuldenspezifischen Nachteile führt. Die große 
Mehrzahl der Altschuldenuntemehmen wäre somit betriebs- 
wirtschaftlich schlechter gestellt gewesen, wenn man sie 
mit Unternehmen ohne Altschulden gleichgestellt hätte, in- 
dem man ihnen den nicht-werthaltigen Kreditanteil erlas- 
sen, gleichzeitig aber von weiteren Entlastungsmaßnahmen 
abgesehen hätte. Folgen dieser Überkompensation sind 
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten derjenigen landwirt- 


schaftlichen Unternehmen, die den Zins- und Kapitaldienst 
für ihre Verbindlichkeiten ohne Rücksicht auf ihre Ertrags- 
lage laufend aus ihren Einnahmen zu leisten haben, und eine 
in Höhe der Überkompensation nicht gerechtfertigte Belas- 
tung des Bundeshaushalts. 

3. Handlungsbedarf 

Aus Sicht der Bundesregierung ist es somit erforderlich, die 
Altschuldenregelung anzupassen: 

Das Ziel des Gesetzgebers war und ist die zeitlich und sach- 
lich angemessene Entlastung der betroffenen landwirt- 
schaftlichen Unternehmen von den Altschulden. Der Ge- 
setzgeber durfte sich für ein entsprechend zukunftsbezoge- 
nes Konzept entscheiden. Die darin vorgesehene pauschale 
Entlastung für die im sozialistischen Wirtschaftssystem er- 
littenen Einbußen und Belastungen ist vom Bundesverfas- 
sungsgericht (BVerfG) ausdrücklich gebilligt worden. Sei- 
ner Verpflichtung zu einer gewissen Kompensation ist der 
Gesetzgeber nachgekommen. Einer differenzierteren Rege- 
lung bedurfte es insoweit nicht (BVerfGE 95, 267 [309 ff]). 

Für die Zukunft geht es - entsprechend den Vorgaben des 
BVerfG (BVerfGE 95, 267 [315]) - nunmehr darum, dass in 
der Mehrzahl der Fälle das Ziel eines zeitlich und sachlich 
angemessenen Abbaus der Altschulden auch tatsächlich er- 
reicht wird. Dabei kann die Zeitdauer bis zum vollständigen 
Abbau der Altschulden, die sich bei Fortführung der bisheri- 
gen Regelungen ergeben würde, nicht alleiniger Maßstab 
sein. Die vom BVerfG angeordnete Überprüfung hat erge- 
ben, dass bei Fortführung der bisherigen Regelungen unter 
Berücksichtigung steuerlicher Auswirkungen letztlich nur 
ein Barwert von rd. 7 % der Altschulden einschließlich auf- 
gelaufener Zinsen zurückgezahlt wird. Gleichzeitig zieht 
sich die Dauer der Rückzahlungen weit über das Jahr 2020 
hin. Dies verdeutlicht, dass eine lange Rückzahlungsdauer 
nicht gleichbedeutend mit einer hohen Belastung der betrof- 
fenen Unternehmen ist. Das Ziel einer Schuldentilgung in 
der Mehrzahl der Fälle lässt sich nur erreichen, wenn und 
soweit die Schulden von den Unternehmen auch im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten abgetragen werden. Nach den gutach- 
terlichen Feststellungen war dies in der Vergangenheit nicht 
der Fall und wird auf der Grundlage der bisherigen Regelun- 
gen auch künftig nicht der Fall sein. Hieraus ergibt sich der 
Bedarf für eine Beschleunigung der Rückzahlung. Die Neu- 
regelung verfolgt dieses Ziel. Dabei kommt es darauf an, 
dass einerseits den Belastungen der Unternehmen und ihren 
Möglichkeiten zur Schuldentilgung angemessen Rechnung 
getragen wird, andererseits aber auch eine Beeinträchtigung 
des Wettbewerbs zwischen den landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen vermieden und das Gebot des effizienten Einsatzes 
öffentlicher Finanzmittel berücksichtigt wird. Voraussetzung 
hierfür sind die im Gesetz getroffenen Regelungen. 

4. Gesetzgebungskompetenz nnd Verhältnismäßigkeit 
der Neuregelung 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (Bürgerliches Recht). Das Ge- 
setz knüpft an die bestehenden bundesrechtlichen Regelun- 
gen der Altschulden in der Landwirtschaft an und modifi- 
ziert diese. Eine einheitliche Regelung ist unter Beachtung 
der Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts vom 8. April 1997 (BVerfGE 95, 267 [314 f]) zur 
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Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamt- 
staatlichen Interesse zwingend erforderlich (Artikel 72 
Abs. 2 GG). 

In seinem Urteil vom 8. April 1997 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht ausdrücklich eine Veränderung der Regelun- 
gen über die bilanzielle Entlastung der LPG-Nachfolgeun- 
temehmen für möglich erachtet. Daraus lässt sich folgern, 
dass es auch die grundsätzliche Zulässigkeit eines Eingriffs 
in die bestehenden RRV unterstellt hat. Zugleich hat das 
Bundesverfassungsgericht bestimmt, dass für eine Ände- 
rung der bestehenden Altschuldenregelung eine ministeri- 
elle Arbeitsanweisung nicht mehr ausreichend wäre. Die 
Neuregelung muss vielmehr den Erfordernissen des Geset- 
zes- und Parlamentsvorbehalts Rechnung tragen. 

Die Vertragsfreiheit wird durch Artikel 2 Abs. 1 GG ver- 
bürgt. Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
bzw. das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit gilt 
jedoch nicht uneingeschränkt. Vielmehr unterliegt es der 
Beschränkung u.a. durch die verfassungsmäßige Ordnung. 
Dieser Begriff umfasst im Zusammenhang des Artikels 2 
Abs. 1 GG die gesamte Rechtsordnung, soweit sie ihrerseits 
mit der Verfassung im Einklang steht. Der Bürger kann also 
in seiner allgemeinen Handlungsfreiheit legitim nicht nur 
durch die Verfassung, sondern auch durch eine formell und 
materiell verfassungsgemäße Rechtnorm eingeschränkt 
werden. 

Artikel 2 Abs. 1 GG schützt den Einzelnen grundsätzlich 
vor hoheitlichen Eingriffen in abgeschlossene Verträge. Zur 
Verfolgung eines legitimen Zwecks dürfen jedoch die Ver- 
tragsfreiheit und die wirtschaftliche Handlungsfreiheit mit- 
tels gesetzlicher Regelungen eingeschränkt werden, die dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. 

Die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angestrebte Ent- 
lastung der Allgemeinheit von den finanziellen Folgen der 
festgestellten Überkompensation der altschuldenbedingten 
Belastungen der LPG-Nachfolgeuntemehmen ist ein wichti- 
ger Belang des Gemeinwohls. Zugleich wird der Zweck 
verfolgt, die wettbewerbsverzerrenden Auswirkungen der 
bestehenden Regelungen zu beenden. Die zur Erreichung 
dieser legitimen Zwecke vorgesehene gesetzliche Regelung 
entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Sie ist 
geeignet, weil sie zu einer Beschleunigung der Rückzahlung 
der Altschulden führt und somit die Belastungen der Steuer- 
zahler mindert und die Wettbewerbsvorteile der Kreditneh- 
mer aus den bestehenden Regelungen abbaut. Sie ist auch 
erforderlich, weil andere Maßnahmen mit geringerer Ein- 
griffsintensität wie z. B. Appelle zur freiwilligen Erhöhung 
der Rückzahlungen oder auch eine Ablöseregelung der Alt- 
schulden auf der Basis der derzeitigen Rückzahlungs- 
bedingungen insbesondere das o. a. Ziel der Entlastung der 
Allgemeinheit nicht erreichen. Die Regelungen sind aber 
auch zumutbar, weil die wesentlichen Vorteile der bestehen- 
den Regelungen erhalten bleiben: Die RRV bestehen fort 
und die Altschulden sind auch künftig nicht zu bilanzieren 
und nur aus Jahresüberschüssen zu bedienen. Unternehmen, 
die keine Jahresüberschüsse erwirtschaften, werden daher 
von einer Verschärfung der Rückzahlungsbedingungen 
überhaupt nicht berührt. Auch die Erhöhung des Abfüh- 
rungssatzes von 20 % auf 65 % ist zumutbar, da im Ergeb- 
nis die Unternehmen insgesamt dann unter Berücksichti- 
gung der durch die Zahlungen auf Altschulden bewirkten 


Steuererspamisse weniger als 20 % der Altschulden selbst 
tragen. 

Die vorgesehene Modifiziemng der Bedingungen für die 
Rückzahlung landwirtschaftlicher Altschulden stellt im Er- 
gebnis eine verfassungsgemäße, insbesondere den Grand- 
satz der Verhältnismäßigkeit beachtende, gesetzliche Ände- 
rung bestehender zivilrechtlicher Rangrücktrittsvereinba- 
rangen zwischen Banken und LPG-Nachfolgeunteraehmen 
dar. 

5. Vermögensauseinandersetzung 

Die Vermögensauseinandersetzung nach dem LwAnpG ist 
in Kenntnis der von der Bundesregierung getroffenen Alt- 
schuldenregelungen durchgeführt worden. Der wirtschaftli- 
che Wert der bilanziellen Entlastung sowie der Treuhand- 
entschuldung nach § 16 Abs. 3 und 4 DMBilG war allen an 
der Vermögensauseinandersetzung Beteiligten bekannt oder 
zugänglich. 

Der so entstandene Wert der Altschuldenregelungen wird 
durch das vorliegende Gesetz wegen der vorgesehenen Ver- 
schärfungen in den §§ 2 bis 5 verringert. Die seinerzeitigen 
Grundlagen der Vermögensauseinandersetzung werden 
durch das vorliegenden Gesetz also nicht zu Gunsten der 
ausgeschiedenen Mitglieder verändert. Eine Nachabfindung 
ausgeschiedener Mitglieder ist somit nicht begründet; im 
Übrigen würde dies die gehende Rechtslage des LwAnpG 
auch nicht zulassen. 

6. Finanzielle Answirknngen 

Aufgrund der Anpassung der Rückzahlungsbedingungen 
und des Angebots einer vorzeitigen Ablösung der Altschul- 
den wird im Finanzplanungszeitraum bis 2006 für den Erb- 
lastentilgungsfonds mit zusätzlichen Einnahmen in Höhe 
von rd. 600 Mio. Euro für den Fall gerechnet, dass alle 
Unternehmen die Altschulden ablösen. 

Da sowohl die Tilgungs- als auch die Zinszahlungen steuer- 
lich als Betriebsausgaben abzugsfähig sind, ergeben sich in 
diesem Fall als Nettoeffekt für die öffentliche Hand zusätz- 
liche Einnahmen im Finanzplanungszeitraum bis 2006 in 
Höhe von rd. 370 Mio. Euro. 

Durch die Anpassung der Rückzahlungsbedingungen ent- 
stehen keine zusätzlichen Personal- oder Sachkosten für die 
Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden. Die Durch- 
führung der Ablöseregelung wird beim Bund zu zusätzli- 
chen Kosten im unteren einstelligen Milhonenbereich durch 
die Beauftragung einer Stelle nach § 9 führen. 

Durch die Anpassung der Rückzahlungsbedingungen erhöht 
sich für die betroffenen landwirtschaftlichen und vor- und 
nachgelagerten Unternehmen unter Berücksichtigung er- 
sparter Steuern der Barwert der jährlichen Abführungen um 
rd. 200 bis 250 Mio. Euro. Die Teilnahme an der Ablöse- 
regelung ist freiwillig. 

7. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 
(Gender Mainstreaming) 

Bei dem Gesetzentwurf handelt es sich um eine abschlie- 
ßende Regelung zur Rückzahlung der landwirtschaftlichen 
Altschulden. Zielgrappe, d. h. unmittelbar Betroffene dieses 
Gesetzes sind die LPG-Nachfolgeuntemehmen und damit 
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ganz überwiegend juristische Personen. Über die ge- 
schlechtsspezifische Strukturierung der mittelbar als Anteil- 
seigner dieser Unternehmen betroffenen natürlichen Perso- 
nen liegt aufgrund des Bankgeheimnisses kein geeignetes 
Datenmaterial vor. Auch anonymisierte Daten zur Anteils- 
eignerstruktur existieren nicht. Denkbar wäre, die erforder- 
lichen Daten z. B. durch das Statistische Bundesamt erhe- 
ben zu lassen. Dies impliziert allerdings einen Aufwand, der 
vor dem Hintergrund einer Abschlussregelung nicht ge- 
rechtfertigt wäre. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Altschulden, Kreditnehmer) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 definiert den Begriff landwirtschaftliche Altschul- 
den. Diese Begriffsbestimmung ist erforderlich, um die im 
Rang zurückgetretenen Verbindlichkeiten, die in die gesetz- 
liche Neuregelung einbezogen werden sollen, von anderen 
im Rang zurückgetretenen Verbindlichkeiten abzugrenzen. 
Entscheidend für die Einbeziehung der vor- und nachgela- 
gerten Unternehmen in die gesetzliche Neuregelung ist, 
dass diese Unternehmen zum Zeitpunkt des Abschlusses der 
Rangrücktrittsvereinbarung (RRV) entsprechend den Vorga- 
ben der Anlage zur „Arbeitsanweisung des Bundesministers 
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für Maßnahmen zur 
bilanziellen Entlastung von landwirtschaftlichen Unterneh- 
men“ mit einem landwirtschaftlichen Unternehmen verbun- 
den waren. RRV mit Unternehmen, die nicht zu den Unter- 
nehmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 gehören, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Definition des Begriffs Kreditnehmer. 
Als Kreditnehmer gelten die Schuldner der landwirtschaftli- 
chen Altschulden gemäß Absatz 1 und die Unternehmen, 
die durch gesonderte Verträge in die Rangrücktrittsverein- 
barungen der Schuldner einbezogen sind. Hierunter fallen 
insbesondere die Unternehmen, die Gewinnabführungsver- 
träge mit dem Schuldner der landwirtschaftlichen Altschul- 
den abgeschlossen haben. 

Zu § 2 (Änderung der Bemessungsgrundlage für Zahlun- 
gen auf landwirtschaftliche Altschulden) 

Zu Absatz 1 

Mit der Neuregelung der Bemessungsgrundlage für Zahlun- 
gen auf Rangrücktrittsvereinbarungen (RRV) soll zukünftig 
statt der Handelsbilanz die Steuerbilanz maßgeblich sein 
und sollen steuerlich zulässige Wahlrechte ausgeschlossen 
werden. In Anbetracht der Vielzahl grundsätzlich in Be- 
tracht kommender Wahlrechte sind die in Absatz 1 aufge- 
führten Wahlrechte nicht abschließend. Auch ausgeschlos- 
sen werden sollen beispielsweise der Ansatz von Zu- 
schüssen für Anlagegüter aus öffentlichen oder privaten 
Mitteln als Minderung der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten des bezuschussten Wirtschaftsgutes (R 34 
EStR) sowie die Übertragung stiller Reserven bei Ersatzbe- 
schaffung (R 35 EStR). Gemäß § 9 Abs. 4 kann das Bundes- 


ministerium der Finanzen weitere Ausführungsbestimmun- 
gen zu Satz 2 durch eine im Einvernehmen mit dem Bun- 
desministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft zu erlassende Rechtsverordnung festlegen. 

Sämtliche in § 2 getroffenen Regelungen stellen keine steu- 
errechtlichen Änderungen dar, sondern ändern lediglich die 
Berechnungsweise für die Zahlungen auf RRV; der handels- 
bzw. steuerrechtliche Jahresüberschuss selbst bleibt hiervon 
unberührt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt den Ausschluss bestimmter sachverhaltsge- 
staltender Maßnahmen der Bilanzpolitik, die darauf abzie- 
len, den Gewinnausweis zu minimieren. Zu diesem Zweck 
werden erhöhte Faktorentlohnungen für Grund und Boden 
der gemäß Absatz 1 ermittelten Bemessungsgrundlage wie- 
der zugeschlagen, sofern sie an Grundstückseigentümer ge- 
zahlt werden, die an dem Kreditnehmer mit mehr als 5 % 
unmittelbar oder mittelbar gesellschaftsrechtlich beteiligt 
sind. Eine mittelbare Beteiligung am Kreditnehmer liegt 
vor, wenn die Beteiligung am Kreditnehmer über ein ande- 
res Unternehmen gehalten wird. Beurteilungsmaßstab für 
die Ortsüblichkeif des Boden-Pachtzinses ist grundsätzlich 
der von der Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH 
(BVVG) für vergleichbare Grundstücke erhobene Pacht- 
zins. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt, dass sich einmalig bei erstmaliger An- 
wendung der neuen Bemessungsgrundlage auch bestimmte 
stille Reserven erhöhend auf die Bemessungsgrundlage für 
die Zahlungen auf RRV auswirken. Das Abstellen auf die 
Differenz zwischen dem Teilwert und dem Buchwert bedeu- 
tet, dass nur die stillen Reserven bilanzierter Vermögens- 
werte berücksichtigt werden. Die stillen Reserven werden 
dabei gleichmäßig auf die ersten zwei nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes für Zahlungen auf RRV zu ermittelnden Be- 
messungsgrundlagen verteilt. Absatz 3 regelt ferner, dass im 
Zuge einer späteren Veräußerung der immateriellen Wirt- 
schaftsgüter oder Tierbestände realisierte stille Reserven im 
Veräußerungsjahr bei der Ermittlung der Bemessungsgrund- 
lage für Zahlungen auf RRV unberücksichtigt bleiben, so- 
weit sie bereits nach Satz 1 zu einer Erhöhung der Bemes- 
sungsgrundlage geführt haben. Mit dieser Regelung soll 
eine doppelte Abführung stiller Reserven zur Bedienung der 
Altschulden vermieden werden. 

Zu § 3 (Erhöhung des Abführungssatzes) 

Zu Absatz 1 

Grundsätzlich wird der Abführungssatz für Zahlungen auf 
landwirtschaftliche Altschulden von bislang 20 % des han- 
delsrechtlichen Jahresüberschusses auf 65 % der gemäß § 2 
ermittelten Bemessungsgrundlage erhöht. Zugleich werden 
jedoch die maximalen jährlichen Zahlungen zur Bedienung 
der Altschulden auf den handelsbilanziellen Jahresüber- 
schuss begrenzt. Mit dieser Grenze bleibt der Drittgläubi- 
gerschutz gewahrt und wird sichergestellt, dass § 16 Abs. 3 
DMBilG auch künftig als Rechtsgrundlage für die Nicht- 
Bilanzierung der im Rang zurückgetretenen landwirtschaft- 
lichen Altschulden herangezogen werden kann. Für alle 
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RRV - d. h. auch für RRV außerhalb des landwirtschaft- 
lichen Bereichs - gilt, dass Rückstellungen, die für Zahlun- 
gen auf RRV gebildet wurden, nicht zugleich ihre eigene 
Bemessungsgrundlage mindern. Vor diesem Hintergrund 
dient die Regelung in Absatz 1 lediglich der Klarstellung, 
dass mit dem handelsbilanziellen Jahresüberschuss der 
sonst entstehende Jahresüberschuss im Sinne des handels- 
bilanziellen Jahresüberschusses zuzüglich der als Aufwand 
verrechneten Zahlungsverpfhehtung aufgrund von RRV ge- 
meint ist. 

Ein Abführungssatz von 65 % stellt sicher, dass es nach In- 
krafttreten der Neuregelung nicht zu einer unverhältnismä- 
ßigen Belastung der LPG-Nachfolgeuntemehmen kommt. 
Bei einem Abführungssatz von 65 % haben die betroffenen 
Unternehmen insgesamt unter Berücksichtigung der steuer- 
lichen Wirkungen weniger als 20 % der aktuell noch ausste- 
henden Altschulden selbst zu tragen. 

Die Fähigkeit, den Kapitaldienst für Neuinvestitionen auch 
nach einer Erhöhung des Abführungssatzes bedienen zu kön- 
nen, bleibt unverändert erhalten, da bei Einhaltung des Prin- 
zips der Fristenkongruenz die Erwirtschaftung eines Gewin- 
nes nicht erforderlich ist, um den Kapitaldienst bedienen zu 
können; die Abschreibungen reichen aus. Vor diesem Hinter- 
grund stellt die Erhöhung des Abführungssatzes grundsätz- 
lich keinen Grund für Banken dar, bereits gewährte und zu- 
künftige Neukredite bei ansonsten unveränderten wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen in Frage zu stellen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt, dass in den Fällen, in denen die in Absatz 1 
zweiter Halbsatz festgelegte Obergrenze für die jährlichen 
Zahlungen auf RRV zum Tragen kommt, die insoweit ge- 
kürzten Zahlungen im Folgejahr nachgeholt werden müs- 
sen, allerdings aueh dann nur jeweils bis zur für das jewei- 
lige Geschäftsjahr sich gemäß Absatz 1 zweiter Halbsatz er- 
gebenden Obergrenze. Die Regelung soll sicherstellen, dass 
Kappungsbeträge in den Folgejahren nachgezahlt werden. 

Zu § 4 (Veräußerung nicht betriebsnotwendiger Vermö- 
gens- und Betriebsteile) 

Zu Absatz 1 

§ 4 Abs. 1 aktualisiert die für die LPG-Nachfolgeuntemeh- 
men im Rahmen der landwirtschaftlichen Altschuldenrege- 
lungen bestehende Verpflichtung zur Selbstentschuldung 
durch die Veräußerung nicht betriebsnotwendigen Vermö- 
gens. Die Aktualisiemng ist erforderlich, da nach der bishe- 
rigen Rechtslage die für noch nicht veräußerte nicht betriebs- 
notwendige Vermögensgegenstände unverändert fortbeste- 
hende Veräußerangspflicht quasi ins Leere läuft, da sie nicht 
mehr an einen vertraglich vereinbarten Veräußemngstermin 
gebunden ist. Zwar wurden die für den Fall der Nicht- Veräu- 
ßerung vertraglich vereinbarten Ersatzleistungen in der Re- 
gel gezahlt: Für zahlreiche dieser Vermögensgegenstände 
war jedoch die Zahlung einer Ersatzleistung an die Gläubi- 
gerbank wegen eines Verkehrswertes bzw. Wertansatzes in 
der Bilanz von Null überhaupt nicht erforderlich. 

Die Kreditnehmer sind nunmehr verpflichtet, nicht betriebs- 
notwendige Vermögensgegenstände innerhalb von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mindestens zum 
aktuellen Verkehrswert zu veräußern. Maßgeblich ist hier 


das Verfügungsgesehäft, das unmittelbar zum Eigentumser- 
werb führt und nieht die zugrandeliegende schuldrechtliche 
Vereinbarung, also der Verkauf. Der Veräußerungserlös ist 
nach Abzug von Fremdkosten und bereits gezahlten Ersatz- 
leistungen am Ende des jeweiligen Geschäftsjahres an die 
Gläubigerbank zur Bedienung der landwirtschaftlichen Alt- 
schulden abzuführen. Absatz 1 regelt ferner, dass bei der 
Veräußerung der nicht betriebsnotwendigen Vermögensge- 
genstände realisierte stille Reserven im Veräußerungsjahr 
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für Zahlungen 
auf Rangrücktrittsvereinbarungen und bei dem Höchst- 
betrag gemäß § 3 Abs. 1 zweiter Halbsatz unberücksichtigt 
bleiben. Mit dieser Regelung sollen eine doppelte Abfüh- 
rung stiller Reserven zur Bedienung der Altschulden bzw. 
eine über dem Jahresüberschuss liegende Abführung ver- 
mieden werden. 

Zu Absatz 2 

Kommt der Kreditnehmer dieser Verpflichtung nicht nach, 
bestimmt Absatz 2, dass mit Ablauf der Frist gemäß Ab- 
satz 1 die Wirkungen des Rangrücktritts in Höhe des aktuel- 
len Verkehrswertes nach Abzug gegebenenfalls bereits ge- 
zahlter Ersatzleistung entfallen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 verpflichtet den Kreditnehmer, auf seine Kosten 
auf Verlangen der Gläubigerbank den aktuellen Verkehrs- 
wert durch ein Sachverständigengutachten nachzuweisen. 

Zu § 5 (Überprüfung der Sanierungsabsicht) 

Zu Absatz 1 

Voraussetzung für den Abschluss einer Rangrücktritts- 
vereinbarung (RRV) war seinerzeit die grundsätzliche Sanie- 
rungsfähigkeit des Unternehmens, wobei die Sanierungs- 
fähigkeit stets auch eine entsprechende Sanierungsabsicht 
des Kreditnehmers voraussetzt. In Einzelfällen werden die 
Gläubigerbanken heute jedoch mit Umständen konfrontiert, 
die eine Sanierungsabsicht des Kreditnehmers als fraglich 
erscheinen lassen. Die bestehenden RRV sehen für derartige 
Fälle keine angemessenen Sanktionsmöglichkeiten vor. § 5 
Abs. 1 eröffnet den Gläubigerbanken daher die Möglichkeit, 
bei begründeten Zweifeln an der Sanierangsabsicht vom 
Kreditnehmer die Vorlage eines durch einen Wirtschafts- 
prüfer oder eine Wirtschaftsprüfüngsgesellschaft oder einen 
gesetzlichen Prüfungsverband bestätigten aktuellen Sanie- 
rungs- und Entwicklungsplanes zu verlangen. Der Wirt- 
schaftsprüfer darf nicht zugleich Abschlussprüfer sein. Bei 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Prüfungsverbänden 
muss eine Funktionstrennung zwischen Abschlussprüfung 
und Prüfüng des Sanierungs- und Entwicklungsplanes 
sichergestellt sein. Mit Hilfe der Vorschrift des § 55 Abs. 3 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften wird der organisatorischen Funktionstrennung 
zwischen der Abschlussprüfung und der Prüfung des Sanie- 
rungs- und Entwicklungsplanes Rechnung getragen. 

Zu Absatz 2 

In den Fällen, in denen der Kreditnehmer die in Absatz 1 
genannten Unterlagen nicht innerhalb von sechs Monaten 
vorlegt oder trotz Vorlage der Unterlagen ernsthafte Zweifel 
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an der Sanierungsabsicht verbleiben, wird der Gläubiger- 
bank in Absatz 2 die Möglichkeit eingeräumt, die RRV mit 
sofortiger Wirkung zu kündigen, ln diesen Fällen gibt es 
keine Berechtigung mehr für die Inanspruchnahme dieser 
auf die Sanierung der Unternehmen ausgerichteten begüns- 
tigenden Regelung. 

Zu § 6 (Gesetzliche Änderung der Rangrücktrittsvereinba- 
rungen) 

ln seinem Urteil vom 8. April 1997 hat das Bundesver- 
fassungsgericht ausdrücklich eine Veränderung der Rege- 
lungen über die bilanzielle Entlastung der LPG-Nachfolge- 
untemehmen für möglich erachtet. Daraus lässt sich folgern, 
dass es auch die grundsätzliche Zulässigkeit eines Eingriffs 
in die bestehenden RRV untersteht hat. Zugleich hat das 
Bundesverfassungsgericht bestimmt, dass für eine Ände- 
rung der bestehenden Altschuldenregelung eine ministeri- 
elle Arbeitsanweisung nicht mehr ausreichend wäre. Die 
Neuregelung muss vielmehr den Erfordernissen des Geset- 
zes- und Parlamentsvorbehalts Rechnung tragen. 

Die Vertragsfreiheit wird durch Artikel 2 Abs. 1 GG ver- 
bürgt. Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
bzw. das Grundrecht der allgemeinen Flandlungsfreiheit gilt 
jedoch nicht uneingeschränkt. Vielmehr unterliegt es der 
Beschränkung u. a. durch die verfassungsmäßige Ordnung. 
Dieser Begriff umfasst im Zusammenhang des Artikels 2 
Abs. 1 GG die gesamte Rechtsordnung, soweit sie ihrerseits 
mit der Verfassung im Einklang steht. Der Bürger kann also 
in seiner allgemeinen Handlungsfreiheit legitim nicht nur 
durch die Verfassung, sondern auch durch eine formell und 
materiell verfassungsgemäße Rechtsnorm eingeschränkt 
werden. 

Artikel 2 Abs. 1 GG schützt den Einzelnen grundsätzlich 
vor hoheitlichen Eingriffen in abgeschlossene Verträge. 
Zur Verfolgung eines legitimen Zwecks dürfen jedoch die 
Vertragsfreiheit und die wirtschaftliche Handlungsfreiheit 
mittels gesetzlicher Regelungen, die dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit entsprechen, eingeschränkt werden. 

Die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angestrebte Ent- 
lastung der Allgemeinheit von den finanziellen Folgen der 
Wiedervereinigung ist ein wichtiger Belang des Gemein- 
wohls. Zugleich wird der Zweck verfolgt, die wettbewerbs- 
verzerrenden Auswirkungen der bestehenden Regelungen 
zu beenden. Die zur Erreichung dieser legitimen Zwecke 
vorgesehene gesetzliche Regelung entspricht dem Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit. Sie ist geeignet, weil sie zu 
einer Beschleunigung der Rückzahlung der Altschulden 
führt und somit die Belastungen der Steuerzahler mindert 
und die Wettbewerbsvorteile der Kreditnehmer aus den be- 
stehenden Regelungen abbaut. Sie ist auch erforderlich, 
weil andere Maßnahmen mit geringerer Eingriffsintensität 
wie z. B. Appelle zur freiwilligen Erhöhung der Rückzah- 
lungen oder auch eine Ablösung der Altschulden auf Basis 
der derzeitigen Rückzahlungsbedingungen insbesondere das 
o. a. Ziel der Entlastung der Allgemeinheit nicht erreichen. 
Die Regelungen sind aber auch zumutbar, weil die wesentli- 
chen Vorteile der bestehenden Regelungen erhalten bleiben: 
Die RRV bestehen fort und die Altschulden sind auch künf- 
tig nicht zu bilanzieren und nur aus Jahresüberschüssen zu 
bedienen. Unternehmen, die keine Jahresüberschüsse er- 
wirtschaften, werden daher von einer Verschärfung der 


Rückzahlungsbedingungen nicht berührt. Auch die Erhö- 
hung des Abführungssatzes von 20 % auf 65 % ist zumut- 
bar, da im Ergebnis die Unternehmen insgesamt dann unter 
Berücksichtigung der durch die Zahlungen auf Altschulden 
bewirkten Steuererspamisse weniger als 20 % der Altschul- 
den selbst tragen. Vor diesem Hintergrand dient § 6 lediglich 
der Klarstellung, dass die in den §§ 2 bis 5 des Gesetzes ent- 
haltenen Regelungen Bestandteil der zwischen den LPG- 
Nachfolgeunternehmen und den Gläubigerbanken seinerzeit 
geschlossenen RRV werden und entgegenstehende Rege- 
lungen ersetzen. Soweit an anderen Stellen der RRV auf die 
ersetzten Regelungen Bezug genommen wird (z. B. bei 
Prüf- und Nachweispflichten), sind die neuen Regelungen 
maßgebend. 

Zu § 7 (Ablöseregelung) 

§ 7 eröffnet den Kreditnehmern die Möglichkeit, ihre Rang- 
rücktrittsvereinbarangen (RRV) auf Antrag gegen Zahlung 
eines untemehmensindividuell bestimmten Ablösebetrages 
vorzeitig zu beenden. Der vom Kreditnehmer zu zahlende 
Ablösebetrag soll sich dabei an der wirtschaftlichen Leis- 
tungsfähigkeit des Kreditnehmers orientieren. Berücksichtigt 
werden sollen darüber hinaus die Vermögenslage des Unter- 
nehmens, insbesondere das nicht betriebsnotwendige Ver- 
mögen, die Liquiditätslage sowie die konkreten Vorteile, die 
der Kreditnehmer aus der Beendigung der RRV zieht, wie 
z. B. der Wegfall der jährlich an die Gläubigerbank zu ent- 
richtenden Verwaltungskostenpauschale. Die Ablöserege- 
lung soll keine zusätzlichen Subventionswirkungen entfal- 
ten. Der Ablösebetrag soll daher dem Barwert der künftigen 
Zahlungen auf die RRV bis zur vollständigen Rückzahlung 
der landwirtschaftlichen Altschulden entsprechen. Bei der 
Ermittlung des Barwertes wird der von der Europäischen 
Kommission im Rahmen der gemeinschaftlichen Kontrolle 
staatlicher Beihilfen zugrunde gelegte Referenzzinssatz an- 
gewandt. Die Ermittlung der zukünftigen Gewinne wird sich 
grundsätzlich am Ertragswertverfahren orientieren. Dabei 
wird ein angemessener Risikoabschlag auf die prognostizier- 
ten Gewinne zu berücksichtigen sein. Die Einzelheiten der 
Ermittlung des Ablösebetrages werden in der nach § 9 
Abs. 4 zu erlassenden Rechtsverordnung festgelegt. 

Besteht der Kreditnehmer aus mehreren Unternehmen, ist 
für die Gesamtheit der Unternehmen der Ablösebetrag auf 
der Basis der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Ge- 
samtheit der Unternehmen zu ermitteln. 

Hat der Kreditnehmer mehrere RRV über landwirtschaft- 
liche Altschulden abgeschlossen, können diese durch Zah- 
lung eines Ablösebetrages vorzeitig beendet werden. 

Bei einem pauschalen Umwandlungsverhältnis zwischen 
Einmalzahlung und Altschulden hätte von vornherein ein 
Konflikt zwischen geringer Teilnahme (bei einem hohen 
Satz) und hohen Mitnahmeeffekten (bei einem niedrigen 
Satz) bestanden. Zur Vermeidung von Mitnahmeeffekten und 
unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten werden daher die Um- 
wandlungsverhältnisse untemehmensindividuell festgesetzt. 

Satz 5 bestimmt, dass Kreditnehmer, die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung bereits die Liquidation beschlossen oder Ge- 
samtvollstreckung oder Insolvenz angemeldet haben, von der 
Ablöseregelung ausgeschlossen sind. Der mit der Ablösere- 
gelung bezweckten vorzeitigen Beendigung der RRV bedarf 
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es in diesen Fällen angesichts der zeitlich ohnehin nur noch 
begrenzten Fortführung der Untemehmenstätigkeit nicht. 

Zu § 8 (Antragsfristen, Antragsunterlagen) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt die Frist, innerhalb deren der Kreditneh- 
mer einen Antrag auf Ablösung der landwirtschaftlichen 
Altschulden bei seiner Gläubigerbank stellen kann. Die in 
Satz 1 genannte Frist ist eine Ausschlussfrist, d. h. Ablöse- 
anträge, die nach Ablauf dieser Frist gestellt werden, wer- 
den nicht mehr berücksichtigt. Die Ausschlussfrist ist erfor- 
derlich, da beabsichtigt ist, das Ablöseverfahren bundesweit 
einheitlich und in einem überschaubaren Zeitraum zum Ab- 
schluss zu bringen. Zudem wird festgelegt, dass dem Ablö- 
seantrag ein genau beziffertes Ablöseangebot, das der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit des Kreditnehmers Rech- 
nung tragen muss, beizufügen ist. 

Hat der Kreditnehmer mehrere RRV über landwirtschaft- 
liche Altschulden abgeschlossen, so hat er für jede RRV ge- 
sondert einen Antrag zu stellen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt, welche Unterlagen der Kreditnehmer dem 
Ablöseantrag mindestens beifügen muss, damit sich die mit 
der Ablösung befassten Stellen ein umfassendes und zutref- 
fendes Bild von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 
Kreditnehmers - und damit zur Höhe eines angemessenen 
Ablösebetrages - machen können. Durch das Wort „insbe- 
sondere“ wird deutlich, dass der Katalog nicht abschließend 
ist; weiter beizufügende bzw. die nähere Konkretisierung 
bereits vorgeschriebener Unterlagen können bei Bedarf in 
der Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 4 bestimmt werden. 

Hat der Kreditnehmer mehrere RRV über landwirtschaft- 
liche Altschulden abgeschlossen, hat er die Antragsunter- 
lagen nur einmal einzureichen. 

Zu § 9 (Entscheidungen, Verordnungsermächtigung) 

Die Zuteilung von verzinslichen Ausgleichsforderungen ge- 
gen den Ausgleichsfonds Währungsumstellung an Stelle der 
im Rang zurückgetretenen landwirtschaftlichen Altschulden 
ließ die Gläubigerstellung der Geldinstitute hinsichtlich der 
künftigen Zahlungen durch die landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen unberührt. Es ist daher grundsätzlich auch Aufgabe 
der Gläubigerbanken, über Ablöseanträge der landwirt- 
schaftlichen Unternehmen zu entscheiden. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, dass die Gläubigerbank nicht allein, 
sondern jeweils im Zusammenwirken mit einer vom Bun- 
desministerium der Finanzen im Benehmen mit dem Bun- 
desministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft beauftragten Stelle, die über den erforder- 
lichen Sachverstand zur Beurteilung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Kreditnehmer anhand der gemäß § 8 
Abs. 2 vorzulegenden Unterlagen verfügt, über die Ablöse- 
anträge entscheidet. Die Hinzuziehung der beauftragten 
Stelle erfolgt mit dem Ziel, die Ablöseverhandlungen mög- 
lichst zügig zum Abschluss bringen zu können. Darüber 


hinaus soll die Einbeziehung der beauftragten Stelle ein 
bundesweit einheitliches Ablöseverfahren sicherstellen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt das Ablöseverfahren für die Fälle, in denen 
der Kreditnehmer der Gläubigerbank ein nicht angemesse- 
nes Ablöseangebot vorlegt. In diesem Fall soll zunächst der 
Kreditnehmer die Möglichkeit erhalten, sein Angebot nach- 
zubessem. Erfolgt dies nicht oder ist auch dieses Angebot 
nicht angemessen, schlägt die Gläubigerbank im Zusam- 
menwirken mit der beauftragten Stelle einen Ablösebetrag 
vor, der § 7 Satz 2 bis 4 Rechnung trägt. Anschließend hat 
der Kreditnehmer einen Monat Zeit, um zu entscheiden, ob 
er dieses Angebot annimmt. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung stellt den rechtlichen Charakter der zwischen 
Kreditnehmer und Gläubigerbank zu schließenden Verein- 
barung klar. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält eine an das Bundesministerium der Finan- 
zen gerichtete Verordnungsermächtigung. Danach ist das 
Bundesministerium der Finanzen berechtigt, im Einverneh- 
men mit dem Bundesministerium für Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirtschaft Ausführungsbestimmungen 
zu § 2 Abs. 1 Satz 2 sowie Vorschriften über Umfang und 
Einzelheiten der nach § 8 Abs. 2 vorzulegenden Unterlagen 
sowie zur Ermittlung des Ablösebetrages gemäß Absatz 2 
zu erlassen. Die Regelung ist erforderlich, um gegebenen- 
falls noch auftauchende Einzelfragen einheitlich regeln zu 
können. 

Zu § 10 (Vermögensauseinandersetzung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, dass der den Ablösebetrag nach § 7 
übersteigende Teil der landwirtschaftlichen Altschulden 
nicht für die Vermögensauseinandersetzung in der LPG zur 
Verfügung steht, aus der der Kreditnehmer hervorgegangen 
ist. Darüber hinaus wird auf die Ausführungen im Allgemei- 
nen Teil der Begründung (Textabschnitt A.5.) verwiesen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt, dass der den Ablösebetrag nach § 7 über- 
steigende Teil der landwirtschaftlichen Altschulden, soweit 
er in eine Rücklage eingestellt ist, dort verbleibt und nicht für 
Entnahmen der Gesellschafter zur Verfügung steht. Diese 
über die Interessen des Gläubigerschutzes hinausgehende 
Ausschüttungssperre soll sicherstellen, dass der den Ablöse- 
betrag übersteigende Teil der Altschulden dem Zweck der 
Altschuldenregelung - Sanierung bzw. wirtschaftliche Stabi- 
lisierung der LPG-Nachfolgeuntemehmen - dient. Im Übri- 
gen ist eine solche Regelung auch hinsichtlich der Vermö- 
gensauseinandersetzung im Verhältnis zu den ausgeschiede- 
nen Mitgliedern gerechtfertigt, die ja ebenfalls nicht mit 
einer Nachabfmdung rechnen können. 

Für Unternehmen, die nicht an der Ablöseregelung teilneh- 
men, besteht kein Regelungsbedarf, da diese nach wie vor die 
Rückzahlung des gesamten Altschuldenbetrages schulden. 
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Zu § 11 (Auskunftspflicht) 

§ 1 1 verpflichtet den Kreditnehmer, der Gläubigerbank und 
der beauftragten Stelle im Rahmen der Ablöseregelung nach 
Teil 3 auf Verlangen bestimmte, über die in § 8 Absatz 2 ge- 
nannten Unterlagen hinausgehende Auskünfte zu erteilen 
und Einsicht in ihre Unterlagen und in ihren Betrieb zu ge- 
währen. Vor dem Hintergrund, dass eine zügige Tilgung der 
landwirtschaftlichen Altschulden auch im Interesse des 
Steuerzahlers liegt, ist es nicht vertretbar, dass nach der bis- 
herigen Rechtslage der Bund keinen Auskunftsanspruch ge- 
genüber den Kreditnehmern hat. Deshalb soll nunmehr auch 
der beauftragten Stelle als der die Interessen des Steuerzah- 
lers vertretenden Institution ein Auskunfts- und Einsichts- 
recht gewährt werden. Die beauftragte Stelle wird sämtliche 
in diesem Zusammenhang erlangten Auskünfte ausschließ- 
lich für Zwecke dieses Gesetzes verwenden. 

Zu § 12 (Formvorschriften, Änderung der Bemessungs- 
grundlage) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, dass für die Berechnungen der Bemes- 
sungsgrundlage nach § 2 die Regelungen über die Führung 
von Büchern und Aufzeichnungen nach §§140 ff. Ab- 
gabenordnung sinngemäß anzuwenden sind. 

Zu Absatz 2 

Als Ergebnis insbesondere einer Außenprüfung im Sinne 
des §§193 ff. Abgabenordnung sind Änderungen in der 
Steuerbilanz denkbar, die jedoch - weil sich z. B. verschie- 
dene Änderungen „neutralisieren“ - keine Auswirkungen 
auf die Berechnung des Gewinns nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
Einkommensteuergesetz haben. Gleichwohl können solche 
Änderungen Einfluss auf die Bemessungsgrundlage nach 
§ 2 haben. Absatz 2 stellt klar, dass Änderungen in der 
Steuerbilanz auch in diesen Fällen bei der Berechnung der 
Bemessungsgrundlage nach § 2 zu berücksichtigen sind. 
Darüber hinaus bestimmt Absatz 2, dass Änderungen, die 
sich insbesondere aufgrund einer Außenprüfung im Sinne 


der §§193 ff Abgabenordnung ergeben, jeweils in dem 
Jahr, für das sich eine Änderung bzw. Änderungen ergeben, 
zu einer Änderung der Bemessungsgrundlage für Zahlungen 
auf Rangrücktrittsvereinbarungen (RRV) führen. Der Kre- 
ditnehmer ist somit nicht frei in seiner Entscheidung, in 
welchem Jahr er die Bemessungsgrundlage für die Zahlun- 
gen auf RRV korrigiert. 

Zu § 13 (Inkrafttreten, erstmalige Anwendung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, dass das Gesetz am Tage nach der Ver- 
kündung im Bundesgesetzblatt in Kraft tritt. 

Zu Absatz 2 

Um zu verhindern, dass bei Inkrafttreten des Gesetzes eine 
unechte Rückwirkung eintritt, bestimmt Absatz 2, dass die 
Vorschriften der §§ 2, 3 und 12 erstmals auf das erste Ge- 
schäftsjahr anzuwenden sind, das nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes beginnt. Bei Kreditnehmern, die ihre landwirtschaft- 
lichen Altschulden ablösen wollen, wird zunächst auch im 
darauffolgenden Geschäftsjahr auf die Erhebung zusätzli- 
cher jährlicher Abführungen aus der Anwendung der §§ 2, 3 
und 12 verzichtet. Kommt es zur Auflösung der Rangrück- 
trittsvereinbarung (RRV) nach § 9 Abs. 3, soll auf diese zu- 
sätzlichen Abführungen endgültig verzichtet werden. Dies 
ist bei der Ermittlung des Barwertes der künftigen Zahlun- 
gen auf die RRV und damit bei der Festlegung des Ablöse- 
betrages gemäß §§ 7 und 8 zu berücksichtigen. Kommt es 
nicht zur Auflösung der RRV nach § 9 Abs. 3, sind die zu- 
sätzlichen Abführungen nach Scheitern des Ablöseverfah- 
rens nachzuzahlen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt, dass für den Zeitraum, in dem die Vor- 
schriften der §§ 2, 3 und 12 gemäß Absatz 2 noch nicht an- 
zuwenden sind, abweichend von § 6 insoweit die bisherigen 
vertraglichen Regelungen der RRV weiter anzuwenden sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 791. Sitzung am 26. September 
2003 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass eine abschließende 
Regelung in der Altschuldenfrage dringend geboten ist. 

Der Bundesrat hält es insbesondere aus agrarstrukturellen 
Erwägungen heraus für erforderlich, dass die gesetzliche 
Lösung des Altschuldenproblems für die Unternehmen eine 
möglichst heilende und keine ruinöse Wirkung entfacht. Die 
Intention aller bisherigen Regelungen in der Altschulden- 
frage war immer die Fortführung landwirtschaftlicher Exis- 
tenzen. Dem muss gerade auch eine abschließende Lösung 
in hohem Maße Rechnung tragen. 

Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregierung, 


a) die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des gesetzgeberi- 
schen Eingriffs in die bestehenden Rangrücktrittsverein- 
barungen (§ 6) unter dem Gesichtspunkt des Vertrauens- 
schutzes (Artikel 20 Abs. 3 GG) zu prüfen, 

b) die Regelungen zum Abführungssatz (Teil 2) so festzu- 
legen, dass die Abführung auch vom durchschnittlichen, 
mit Altschulden belasteten Betrieb getragen werden kön- 
nen, ohne dass notwendige Investitionen behindert wer- 
den, 

c) die Ablöseregelung (Teil 3) so auszugestalten, dass sie 
einen möglichst breiten Kreis der Unternehmen die 
Chance einräumt, ihre Altschulden aus eigener Kraft ab- 
lösen zu können, 

d) den Ländern umgehend den Entwurf einer Rechtsverord- 
nung nach § 9 Abs. 4 Nr. 3 LwAltschG zur Kenntnis zu 
geben. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


I. 

Der Bundesrat hat in seiner 791. Sitzung am 26. September 
2003 beschlossen, zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Än- 
derung der Regelungen über Altschulden landwirtschaftli- 
cher Unternehmen (Landwirtschafts-Altschuldengesetz - 
LwAltschG) gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus Bundesratsdrucksache 541/03 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Der Bundesrat befürwortet grundsätzlich eine 
agrarstrukturell ausgewogene Änderung der bisherigen Alt- 
schuldenregelung. Er stimmt mit der Bundesregierung in 
der Zielsetzung überein, dass die Altschulden durch die be- 
troffenen Unternehmen in stärkerem Maße zurückgezahlt 
werden. Den von der Bundesregierung hierzu vorgelegten 
Gesetzentwurf hält er allerdings für nicht geeignet, dieses 
Ziel zu erreichen. 

Die Stellungnahme des Bundesrates enthält keine konkreten 
Vorschläge zur Änderung des Gesetzentwurfs. Vielmehr 
wird die Bundesregierung gebeten, ihren Gesetzentwurf so 
abzuändem, dass die auf die Altschulden zu leistende Ab- 
führung auch von einem durchschnittlichen, mit Altschul- 
den belasteten Betrieb getragen werden können, ohne dass 
notwendige Investitionen behindert werden und möglichst 
viele Unternehmen ihre Altschulden aus eigener Kraft ablö- 
sen können. Darüber hinaus bitten die Länder die Bundesre- 
gierung um umgehende Unterrichtung über den Inhalt der 
nach § 9 Abs. 4 Nr. 3 LwAltschG vorgesehenen Rechtsver- 
ordnung. Sie äußern ferner Zweifel, ob im Rahmen der ver- 
fassungsrechtlichen Prüfung des Gesetzentwurfs auch der 
Grundsatz des Vertrauensschutzes geprüft wurde. 

IL 

1 . Zu § 6 des Gesetzentwurfs - Bitte an die Bundesregie- 
rung, die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des gesetz- 
geberisehen Eingriffs in die bestehenden Rangrücktritts- 
vereinbarungen unter dem Gesichtspunkt des Vertrau- 
ensschutzes (Artikel 20 Abs. 3 GG) zu prüfen 

Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf für eine er- 
neute Prüfung. 

Die Bundesregierung hat die verfassungsrechtliehe Zu- 
lässigkeit des vorliegenden Gesetzentwurfs geprüft. Sie 
hält die vorgesehenen Eingriffe in die bestehenden pri- 
vatrechtlichen Rangrüektrittsvereinbarungen auch unter 
dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes für vertret- 
bar. 

2. Zu Teil 2 (§§ 2 bis 6) des Gesetzentwurfs Bitte an die 
Bundesregierung, die Regelungen zum Abführungssatz 
so festzulegen, dass die Abführung auch vom durch- 
schnittlichen, mit Altschulden belasteten Betrieb getra- 
gen werden können, ohne dass notwendige Investitionen 
behindert werden 

Die Bundesregierung sieht keinen Änderungsbedarf. 


Die vorgesehene Erhöhung des Abführungssatzes ist er- 
forderlich, um sicherzustellen, dass die Altsehulden von 
den Unternehmen künftig auch tatsächlich im Rahmen 
ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten abgetragen werden. 
Nach wie vor müssen die Altschulden nur aus Jahres- 
überschüssen bedient werden. Unternehmen, die keine 
Jahresüberschüsse erwirtschaften, werden daher von 
einer Verschärfung der Rückzahlungsbedingungen nicht 
berührt. Hinsichtlich der Investitionsfähigkeit belässt der 
vorgesehene Abführungssatz, insbesondere wenn die 
Unternehmen ihre Investitionen fristenkongruent aus 
den Abschreibungen finanzieren, den Unternehmen 
Spielraum, um ihre weitere Entwicklung zu sichern. Der 
vorgesehene Abführungssatz ist daher nicht nur im Hin- 
blick auf das Ziel einer Beschleunigung der Rückzah- 
lungen erforderlich, sondern auch unter agrarstrukturel- 
len Gesichtspunkten angemessen. 

3. Zu Teil 3 (§§ 7 bis 10) des Gesetzentwurfs Bitte an 
die Bundesregierung, die Ablöseregelung so auszuge- 
stalten, dass sie einem möglichst breiten Kreis der 
Unternehmen die Chance einräumt, ihre Altschulden aus 
eigener Kraft ablösen zu können 

Die Bundesregierung stimmt grundsätzlich mit den Län- 
dern darin überein, dass die Ablöseregelung möglichst 
vielen Unternehmen eine Ablösung ihrer Altschulden er- 
möglichen sollte. Sie ist der Auffassung, dass die von ihr 
vorgesehene Ausgestaltung der Ablöseregelung beson- 
ders geeignet ist dieses Ziel zu erreichen, da sie auf die 
betriebsindividuelle Leistungsfähigkeit abstellt und pau- 
schale Regelungen vermeidet. Der Ablösebetrag soll 
sich an der jeweiligen wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit der Unternehmen orientieren und dem Barwert der 
künftig zu erwartenden Rückzahlungen auf die Altschul- 
den entsprechen. Damit erhält grundsätzlich jedes Unter- 
nehmen - unabhängig von der Höhe seiner Altschulden 
- die Chance, seine Altschulden abzulösen. Die Orien- 
tierung des Ablösebetrages am Barwert der künftig zu 
erwartenden Rückzahlungen bedeutet aber auch, dass es 
keine Ablösung „um jeden Preis“ geben wird. Es ist ins- 
besondere darauf zu achten, dass keine zusätzliche Sub- 
ventionierung durch die Ablöseregelung erfolgt. Inso- 
fern sieht die Bundesregierung keinen Änderungsbedarf 
zu Teil 3 des Gesetzentwurfs. 

4. Zu § 9 Abs. 4 Nr. 3 des Gesetzentwurfs Bitte an 
die Bundesregierung, den Ländern umgehend den Ent- 
wurf einer Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 4 Nr. 3 
LwAltschG zur Kenntnis zu geben 

Die Arbeiten an der Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 4 
des Gesetzentwurfs werden von der Bundesregierung 
parallel zu den Gesetzesberatungen vorangetrieben. Die 
Länder werden vor Erlass der Verordnung um Stellung- 
nahme gebeten und angehört. Die Bundesregierung 
würde es begrüßen, wenn künftig auch ein Vertreter der 
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neuen Länder in der bislang aus Vertretern der Bundesre- 
gierung, der altkreditfuhrenden Banken und der nach § 9 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs vom Bund zu beauftragenden 
Stelle bestehenden Arbeitsgruppe, die sich mit Einzel- 
fragen unter anderem der Rechtsverordnung beschäftigt, 
mitarbeiten würde. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass nach ihrer 
Auffassung die Bedeutung der Rechtsverordnung für 
eine Beurteilung der Auswirkungen des Altschuldenge- 
setzes vielfach überschätzt wird. Die Rechtsverordnung 
dient vorrangig der Gewährleistung eines einheitlichen 
Verfahrens. Hingegen sind die wesentlichen Eckpunkte 
des Ablöseverfahrens bereits im Gesetz geregelt oder in 
der Begründung zum Gesetz ausgeführt: 

• § 7 des Gesetzentwurfs sieht vor: 

„Die landwirtschaftlichen Altschulden können auf 
Antrag durch einmalige Zahlung eines für jedes Un- 
ternehmen gesondert bestimmten Betrages abgelöst 
werden (Ablöseregelung). Der zu zahlende Ablöse- 
betrag orientiert sich an der wirtschaftlichen Leis- 
tungsfähigkeit des Kreditnehmers. Diese bemisst sich 
nach der Ertragslage, den Vermögensverhältnissen 
und der Liquidität. Der Ablösebetrag soll dem Bar- 
wert der künftigen Zahlungen auf die Rangrücktritts- 
vereinbarung entsprechen.“ 

- Satz 1 stellt klar, dass es sich um eine freiwillige 
Ablösung handelt. Dies impliziert, dass die Unter- 
nehmen keine Belastung aus der Ablösung der 
Altschulden akzeptieren werden, die höher ist als 
die Belastung aus der Fortführung der Rangrück- 
trittsvereinbarung (RRV). Die Belastung aus der 
Fortführung ist im Teil 2 des Gesetzentwurfs und 
in den nicht durch den Gesetzentwurf geänderten 
Bestandteilen der RRV festgelegt. Die bisher bei 
der Ermittlung des jährlichen Abführungsbetrages 
angewandten Verfahren und Berechnungsweisen 
sollen - soweit der Gesetzentwurf nichts anderes 
regelt - weiter angewandt werden. Hierzu besteht 
in der Rechtsverordnung kein weiterer Rege- 
lungsbedarf 

- In den Sätzen 2 und 3 wird der prinzipielle Ansatz 
zur Festlegung der Höhe des Ablösebetrages um- 
schrieben. Mit der Ausrichtung auf die wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit des Kreditnehmers im 
Satz 2 werden pauschale Festlegungen wie z. B. 
die Zahlung eines einheitlichen prozentualen An- 
teils der jeweils bestehenden Altschulden ausge- 
schlossen. Im Satz 3 wird der Begriff der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit durch die Begriffe 
Ertragslage, Vermögensverhältnisse und Liquidi- 
tät weiter konkretisiert. Da es sich um eine frei- 
willige Ablösung handelt, kann die konkrete Aus- 
legung dieser Begriffe im Ablöseverfahren grund- 
sätzlich nicht über das hinausgehen, was sich 
hierzu jeweils aus der RRV in der Fassung des 
Gesetzentwurfs ergibt. Das heißt: Die Berücksich- 
tigung der zukünftigen Erträge erfolgt nach den 
dann geltenden Regelungen zur Bestimmung der 
Bemessungsgrundlage der jährlichen Abführun- 
gen. Vermögenswerte werden nur insoweit er- 


fasst, als sie zukünftig nach den Regelungen der 
RRV einzusetzen sind. Damit bezieht sich dieser 
Aspekt auf betrieblich nicht benötigte Anlagegü- 
ter. Die Liquidität spielt in den RRV grundsätzlich 
keine Rolle. Der Hinweis auf die Liquidität gibt 
jedoch die Möglichkeit, Aspekte der Finanzierung 
des Ablösebetrages in geeigneter Weise zu be- 
rücksichtigen. 

- Nach Satz 4 soll der Ablösebetrag dem Barwert 
der künftigen Zahlungen auf die RRV entspre- 
chen. Damit soll sichergestellt werden, dass die 
Ablöseregelung keine zusätzliche Subventions- 
wirkung entfaltet. Die zukünftigen Zahlungen auf 
die RRV setzen sich zusammen aus den Abfüh- 
rungen aus Jahresüberschüssen und aus Erlösen 
aus dem Verkauf betrieblich nicht benötigter An- 
lagegüter. In diesem Zusammenhang ist auch zu 
berücksichtigen, dass Aufwendungen mit der 
RRV verbunden sind, die bei einer Ablösung der 
RRV entfallen. Hier sind insbesondere die jährlich 
an die Bank zu entrichtende Verwaltungskosten- 
pauschale sowie die mit den Nachweis- und Of- 
fenlegungsverpflichtungen gegenüber der Bank 
verbundenen Aufwendungen zu nennen. 

• Die Ermittlung der zukünftigen Gewinne wird sich 
grundsätzlich am Ertragswertverfahren orientieren. 
Hierzu soll das Unternehmen die Entwicklung der 
Jahresüberschüsse in der Abgrenzung der dann gel- 
tenden Bemessungsgrundlage der RRV für die nächs- 
ten 5 Jahre darlegen. Dabei wird - wie bei derartigen 
Verfahren üblich - im Hinblick auf die naturgemäß 
nicht zu vermeidende Unsicherheit über die tatsäch- 
liche zukünftige Entwicklung ein angemessener Risi- 
koabschlag berücksichtigt. Die sich auf der Grund- 
lage der Ertragsprognose ergebende durchschnitt- 
liche Höhe der jährlichen Abführungen auf die RRV 
wird bis zur vollständigen Tilgung der Altschulden 
fortgeschrieben. Aus diesem Zahlungsstrom wird der 
Barwert errechnet. Dabei soll der von der EU-KOM 
im Rahmen der gemeinschaftlichen Kontrolle staat- 
licher Beihilfen zugrunde gelegte Referenzzinssatz 
angewandt werden. 

• Zum Ablauf des Ablöseverfahrens sieht der Gesetz- 
entwurf vor, dass zunächst das Unternehmen inner- 
halb einer Ausschlussfrist von 9 Monaten nach In- 
krafttreten der Rechtsverordnung gemäß § 9 des Ge- 
setzentwurfs ein Ablöseangebot an die Bank richtet. 
Dieses wird im Zusammenwirken von Bank und der 
vom Bund beauftragten Stelle auf Angemessenheit 
geprüft. Dabei wird es im Kern darum gehen, ob die 
zugrunde gelegte Prognose der zukünftig zu erwar- 
tenden Jahresüberschüsse realistisch ist. Ist sie nicht 
realistisch und legt das Unternehmen auch nach er- 
neuter Aufforderung kein angemessenes Angebot 
vor, schlägt die Bank im Zusammenwirken mit der 
beauftragten Stelle einen Ablösebetrag vor, den das 
Unternehmen innerhalb eines Monats annehmen oder 
ablehnen kann. Da es sich um eine freiwillige Rege- 
lung handelt, wird eine für die Unternehmen - im 
Vergleich zur Fortführung der RRV - nachteilige Ab- 
lösung nicht zu erwarten sein. 
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